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    Als Europa von Zeus in Gestalt eines
Stieres entführt wurde, hatte sie die Zügel
nicht in der Hand. Ergeht es der Europäi-
schen Union mit der neoliberalen Globalisie-
rung heute genauso? Ist sie auf den Stier ge-
stiegen, ohne zu ahnen, dass er sie von ihren
heimischen Gestaden wegführen wird und
sie Alles hinter sich lassen muss, was ihr lieb
und teuer war?
Der europakritische Diskurs, auch bei Teilen
der politischen Linken, sieht in der europäi-
schen Integration eine Fortsetzung der neo-
liberalen Globalisierung mit anderen Mitteln
und das Ende des europäischen Sozialmo-
dells. Übersehen wird dabei, dass die Gestal-
tungsmöglichkeiten der Nationalstaaten im
globalisierten Wettbewerb stark einge-
schränkt sind und ein protektionistischer
Rückzug ins Nationale für Wirtschaft und Ge-
sellschaft in Deutschland – wenn überhaupt
– nur mit sehr hohen Wohlstandsverlusten
erkauft werden könnte. Soll das europäische
Modell sozial verfasster Staaten und eine
qualitätsorientierte Wettbewerbsstrategie in
einer sich wandelnden Welt gewahrt blei-
ben, bietet ein europäischer Ansatz die einzi-
ge reale Möglichkeit.
Die Frage, ob die europäische Integration die
neoliberale Globalisierung zwangsläufig for-
ciert oder im Gegenteil die Möglichkeit bie-
tet, politischen Gestaltungsraum unter den
Bedingungen einer globalisierten Ökono-
mie (zurück) zu gewinnen, bleibt also eine
rhetorische. Eine andere Frage stellt sich da-
gegen ganz real: Werden die Gestaltungs-
möglichkeiten, die die europäische Integrati-
on potenziell eröffnet, genutzt? Und wenn
dies nicht oder nur unzureichend getan wird,
welche Schritte sind nötig, damit Europa die
Zügel selbst in die Hand nimmt und die rich-
tige Richtung einschlägt?
Das Jahr 2004 ist dabei ein Jahr, in dem mit
der Wahl des Europaparlaments, mit der Ein-
setzung einer neuen Kommission und
möglicherweise der Verabschiedung einer
Verfassung wichtige Richtungsentscheidun-
gen anstehen. Gleichzeitig wird mit der Er-
weiterung der Union das Gewicht der EU in
der Welt(wirtschaft) zunehmen. Eine koordi-
nierte Politik wird damit gleichzeitig schwie-

riger und notwendiger. Für die Linke stellt
sich die Frage, welche strategischen Projekte
in Europa verfolgt werden müssen, wenn das
europäische Sozialmodell gestärkt werden
soll. Eine Politik, die den Menschen in den
Mittelpunkt stellt und nicht die Gewinninte-
ressen von Aktionären, muss sich das Soziale
Europa zum Ziel setzen
 das heißt den Erhalt, die Anpassung und
den Ausbau des euro-
päischen Sozialmo-
dells. Dafür ist nicht
eine europäisierte So-
zialpolitik im Sinne ei-
ner europäischen So-
zialversicherung nö-
tig, sondern eine Poli-
tik für Innovation und
Wachstum, Beschäfti-
gung und sozialen Zu-
sammenhalt. Eine Po-
litik also, die nicht auf
Unterbietungskon-
kurrenz im globalen Wettbewerb setzt, son-
dern auf eine qualitätsorientierte Wettbe-
werbsstrategie und regulierte Märkte.

Eine Verfassung für Europa
Diese grundlegende Orientierung der euro-
päischen Staaten auf einen „europäischen
Weg“ wird auch durch die Europäische Ver-
fassung symbolisiert. Eine Verfassung stärkt
die Selbstbindung an die europäische Inte-
gration und schafft die Grundlagen für wei-
tere Integrationsschritte. Ein Scheitern des
Verfassungsprojektes dagegen würde eine
Integrationskrise zur Folge haben. Eine Rück-
entwicklung der Union in Richtung einer
Freihandelszone und eine Stagnation regu-
lativer Elemente stünde am Horizont. Der
Konventsentwurf für eine Verfassung ist da-
her trotz seines Kompromißcharakters ein
Fortschritt gegenüber der Post-Nizza-Situa-
tion. Bei aller berechtigten Kritik an einzel-
nen Formulierungen weist der Verfassungs-
entwurf mit der Charta der Grundrechte und
seiner Definition der Werte und Ziele der
Union in die richtige Richtung. Im Verfas-
sungsentwurf wird mit dem Satz, dass die
Union eine Gesellschaft anstrebt, „in der To-

leranz, Gerechtigkeit und Solidarität herr-
schen“, der Grundstein gelegt, das Sozial-
staatsprinzip in den Zielen der Union zu ver-
ankern. Leider wird der Entwurf diesem mit
dem Begriff „einer im hohen Maße wettbe-
werbsfähigen sozialen Marktwirtschaft“
nicht vollständig gerecht. Dennoch ist diese
Zielbestimmungen ein wichtiges Korrektiv
zur einseitigen Ausrichtung der EU auf den

nicht qualitativ defi-
nierten „Wettbe-
werb“, wie sie bisher
in den Verträgen an-
gelegt ist. Ein Erfolg
der Linken ist auch
die Aufnahme des
Zieles der Vollbe-
s c h ä f t i g u n g .
Ebenfalls positiv ist es
zu bewerten, dass
eine „nachhaltigen
Entwicklung auf
Grundlage eines aus-

gewogenen Wirtschaftswachstums und so-
zialer Gerechtigkeit“ im Zielkatalog der Uni-
on genannt wird.
Ähnlich wie die Charta der Grundrechte bie-
ten diese Zieldefinitionen die Chance, aber
noch nicht die Gewissheit für Verbesserun-
gen in der Politik der Union. Es wird sich zei-
gen, inwieweit die genannten Punkte Ein-
fluss auf die praktische Politik der Union, die
Rechtsprechung des EuGH und zukünftige
Vertragsrevisionen in Bezug auf die einzel-
nen Politikbereiche der EU haben werden.

Die Charta der Grundrechte
Eine wesentliche Forderung von Gewerk-
schaften und Sozialdemokratie an den Kon-
vent bildete die Verankerung der Charta der
Grundrechte in der Verfassung. Diese Charta,
die 1999 bis 2000 ebenfalls nach der Kon-
ventsmethode unter Vorsitz des früheren
Bundespräsidenten Roman Herzog erarbei-
tet wurde, enthält neben Freiheits- und
Gleichheitsrechten auch soziale Grundrech-
te. Dazu gehören u.a. das Recht, Gewerk-
schaften zu gründen und ihnen beizutreten,
das Recht der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer oder ihrer Vertreter auf rechtzei-
tige Unterrichtung und Anhörung, sowie das
Recht, Tarifverträge auszuhandeln und bei
Interessenkonflikten kollektive Maßnahmen
zur Verteidigung ihrer Interessen, einschließ-
lich Streiks, zu ergreifen. Weitere soziale
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Grundrechte umfassen gerechte und ange-
messene Arbeitsbedingungen, Schutz bei
ungerechtfertigter Entlassung, Anspruch auf
Elternurlaub, das Recht auf soziale Sicherheit
und soziale Unterstützung, den Gesund-
heits-, Umwelt- und Verbraucherschutz. Das
Recht auf Zugang zu Dienstleistungen von
allgemeinem Interesse ist ein weiterer we-
sentlicher Fortschritt, der durch die Aufnah-
me der Charta der Grundrechte in den Ver-
fassungsentwurf erreicht wurde. Nicht
zuletzt wegen der sozialen Grundrechte war
die Charta am 7. Dezember 2000 in Nizza
zwar „feierlich proklamiert“, aber nicht in die
Verträge aufgenommen worden.
Dass die Charta nun schließlich als zweiter
Teil der Verfassung – und nicht wie
zwischenzeitlich diskutiert als angehängtes
Protokoll – aufgenommen wurde, ist eine
wichtige Entscheidung im Sinne des Sozia-
len Europa.

Eine Strategie für Wachstum und Beschäf-
tigung
Was der Verfassungsentwurf nicht leistet, ist
die notwendigen Elemente einer Strategie
für Wachstum und Beschäftigung zu veran-
kern. In diesem Bereich werden die in den
bestehenden Verträgen vorhandenen An-
sätze weder verstärkt, noch werden die of-
fensichtlichen Defizite und falschen Wei-
chenstellungen korrigiert. Dabei ist sonnen-
klar, dass vier Jahre nach Verabschiedung
der sogenannten Lissabon-Strategie die
damals vereinbarten Ziele weder mit den In-
strumenten der EU, noch mit der Politik der
Mitgliedstaaten erreicht werden. Von dem
ehrgeizigen Ziel, die EU bis 2010 „zum wett-
bewerbsfähigsten und dynamischsten wis-
sensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt“
zu machen und „ein dauerhaftes Wirtschafts-
wachstum mit mehr und besseren Arbeits-
plätzen und einem größeren sozialen Zu-
sammenhalt“ zu erreichen, sind wir weit ent-
fernt. Alle wissen, dass es nicht gelingen wird,
die Beschäftigungsrate bis 2010 auf 70%

(Zwischenziel 2005: 67%), die Frauenbe-
schäftigung auf über 60% (2005: 57%) und
die Beschäftigungsrate für ältere Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer auf 50% zu
steigern. Aber nur Wenige thematisieren,
dass dafür vor allem ein anderes Ziel von Lis-
sabon realisiert werden muss, nämlich ein
stetiges und nachhaltiges Wachstum von
durchschnittlich 3% pro Jahr. Diskutiert wer-
den „zu teure“ Sozialsysteme und „zu hohe“
Haushaltsdefizite,
nicht aber die seit
Jahren offensichtli-
chen Wachstumsde-
fizite.
Die wichtigste Aufga-
be der Europäischen
Union ist es daher,
nach Einführung der
Währungsunion ihr
wirtschaftliches und
soziales Potenzial voll
auszuschöpfen und
mittelfristig zu erhöhen. Vollbeschäftigung
kann erreicht werden durch einen innovati-
ons- und beschäftigungsorientierten Policy-
Mix, bei dem Beschäftigungspolitik nicht auf
Arbeitsmarktpolitik reduziert werden darf
(siehe Artikel von Sebastian Jobelius in die-
sem Heft).

Innovation
Dabei müssen die Veränderungen in Wirt-
schaft und Arbeitswelt zur Kenntnis genom-
men werden, die neue Herausforderungen
an die Politik in Europa stellen. Auf dem Weg
zu einer wissensbasierten Dienstleistungs-
und Produktionsgesellschaft sind wir mit
neuen Innovationsanforderungen konfron-
tiert, aber auch mit neuen Arbeitsformen, so-
wie mit neuen, zunehmend differenten und
zum Teil prekären Beschäftigungsverhältnis-
sen.
Wenn Europa einen erfolgreichen Weg der
Produktivitätssteigerung durch neue und
hochwertige Güter, Dienstleistungen und

Produktionsformen verfolgen und gleichzei-
tig sein Sozialmodell ausbauen soll, muss bei
einer solchen Innovationspolitik der Mensch
in den Mittelpunkt gestellt werden. Dabei
lohnt sich bei der Suche nach europäischen
best practises ein Blick auf die Erfolgsge-
schichte Schwedens und Finnlands.
Mindestens vier Faktoren werden hierbei
deutlich. Erstens muss eine Innovationsstra-
tegie langfristig angelegt sein. Die Investitio-

nen der 80er und 90er
Jahre realisieren sich
heute. Dies liegt vor al-
lem daran, dass
zweitens vorrangig
und dauerhaft in Wis-
senschaft und Bildung
investiert werden
muss und hier der
wirtschaftliche Nut-
zen nicht sofort ein-
tritt. Wesentlich ist bei
diesen Investitionen,

dass Bildungsausgaben nicht nur im Spit-
zenbereich erfolgen, damit nicht nur For-
schung und Entwicklung gestärkt werden,
sondern auch die Produktion innovativer
Güter im Land verbleibt.
Drittens zeigen die Beispiele der nordischen
Länder, dass ein innovationsfreundliches
Umfeld mit funktionieren sozialpartner-
schaftlichen Beziehungen und modernen,
auch an Arbeitnehmerinteressen orientier-
ten Arbeitsformen ein wichtige Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Strategie bildet –
ein Aspekt, den die nordischen Kolleginnen
und Kollegen unter dem Stichwort „soziale
Innovation“ in die Debatte einbringen.
Schließlich sind in den nordischen Staaten
Sozialstaatsreformen mit Augenmaß und in
einer wirtschaftlichen Aufschwungphase
vorgenommen worden. Das bedeutet nicht,
dass es keine Einschnitte gegeben habe,
aber der politische und gesellschaftliche
Konsens, dass die Sicherheit des Sozialsys-
tems nicht im Grundsatz in Frage gestellt
wird, hat viel zu einer positiven und kon-
struktiven Einstellung beigetragen.
Demgegenüber konstatiert Gerhard Bosch
für Deutschland zu Recht: „Das größte Inno-
vationshemmnis ist die Standortdiskussion“
(Zitat und Bewertung Schweden, Finnland
siehe Gerhard Bosch: Innovationspolitik: Von
Nachbarn lernen. WSI Mitteilungen 2/2004, S.
62).

Eine qualitätsorientierte Wettbewerbs-
strategie
Eine Dumpingstrategie in Bezug auf Steu-
ern, soziale Sicherheit und Löhne kann Eur-
opa nur verlieren. Die Lebens- und Arbeits-
bedingungen der Ukraine oder Chinas un-
terbieten zu wollen, ist nicht nur sozial un-
tragbar, sondern auch ökonomisch wahn-
sinnig. Die Wettbewerbsstrategie der euro-
päischen Volkswirtschaft(en) auf dem glo-
balen Markt muss daher im Gegenteil auf
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platzverlusten und einer Verschlechterung
der Qualitätsstandards für die Verbraucher
führt und damit mit einer qualitätsorientier-
ten Wettbewerbsstrategie nicht kompatibel
ist.

Die Währungsunion muss eine Wachs-
tumsunion werden
Die Währungsunion bietet den beteiligten
Staaten große Chancen, eine qualitätsorien-
tierte Wettbewerbsstrategie zu verwirkli-
chen, die bislang ungenutzt geblieben sind.
Im Gegenteil, gerade der Stabilitätspakt hat
eine Begründung für den Abbau sozialer Si-
cherheit geliefert und damit zu einem wenig
innovationsfreundlichem Umfeld beigetra-
gen. Darüber hinaus haben die Wirkungen
des Paktes und die Geldpolitik der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) seit dem Einsetzen
der Konjunkturflaute Ende des Jahres 2000
Wachstumsimpulse verhindert.
In der jetzigen, nicht nur für die beiden gro-
ßen Volkswirtschaften Europas – Deutsch-
land und Frankreich – besonders prekären
wirtschaftlichen Situation, muss die EZB die
geldpolitischen Zügel schneller lockern, um
der Wirtschaft größere Investitionsspielräu-
me zu eröffnen und um den Verfall des US-
Dollar zu stoppen, damit die Exportchancen
der europäischen Industrie nicht weiter ein-
geschränkt werden.
Eine aktive Geld- und Währungspolitik ist
vor dem Hintergrund niedriger Inflationsra-
ten auch aufgrund von stabilitätsgerechten
Entgeltabschlüssen der Gewerkschaften in
den letzten Jahren nicht nur möglich, son-
dern angebracht. Eine Erneuerung der
Geldpolitik setzt natürlich voraus, dass die
EZB ihre Geldpolitik klar expansiv ausrich-
tet. Die Realzinsen – ein entscheidender
Faktor bei Investitionsentscheidungen –
sind in Europa im Vergleich zu den USA zu
hoch.
Darüber hinaus ist eine Verbesserung des
europäischen Wachstums- und Stabilitäts-
paktes (SWP) dringend erforderlich. Der SWP
entwickelte sich in den letzten drei Jahren
zur zentralen Wachstums- und Beschäfti-
gungsbremse in Europa. Der Pakt nimmt der
nationalen Finanzpolitik durch das Kriterium
des jährlichen Haushaltsdefizits – das derzeit
das einzige Kriterium ist, das Sanktionen
nach sich ziehen kann – in Krisenperioden
den notwendigen Handlungsspielraum zur
Überwindung dieser Situation.
Die pro-zyklische Sparpolitik drückt das
Wirtschaftswachstum, die Beschäftigung
und somit die Steuer- und Beitragseinnah-
men und löst in der Folge Einbrüche bei den
öffentlichen Investitionen in Bildung und In-
frastruktur aus. Ein verbesserter SWP sollte
verschiedene konjunkturelle Phasen unter-
scheiden. Ein Abbau der Verschuldung, der
grundsätzlich notwendig ist, sollte in stabi-
len Aufschwungphasen erfolgen. Umge-
kehrt muss in Abschwungphasen eine höhe-
re Neuverschuldung hingenommen werden,
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hoher Produktivität, hoher Qualität, hohen
Standards und hohen Löhnen beruhen.
Hohe Löhne bedeuten dabei nicht, inflati-
onstreibende Lohnerhöhungen, sondern
eine an Produktivitätsfortschritten und Si-
cherung der Binnennachfrage orientierte
Lohnentwicklung, ausgehend vom beste-
henden, im globalen Maßstab hohen Ni-
veau. Europa muss also die „high road“ rei-
ten und darf sich nicht vom globalen Wett-
bewerb in einen Unterbietungswettbe-
werb entführen lassen.
Eine qualitätsorientierte Wettbewerbsstrate-
gie darf daher im europäischen Binnen-
markt nicht ausschließlich auf Marktliberali-
sierung setzen. Aber genau dies wird aktuell
durch die Europäische Kommission forciert.
In den Überlegungen der Kommission zur
Binnenmarktstrategie für 2003 bis 2006 wird
das politische Ziel der Wiederherstellung der
Vollbeschäftigung und die Stärkung der so-
zialen Kohäsion völlig ausgeblendet. Der
Binnenmarktstrategie fehlt die soziale Di-
mension und der notwendige makroökono-
mische Rahmen für Wachstum im Binnen-
markt wird ignoriert.
Die optimale Funktionsfähigkeit des Binnen-
marktes kann einer wachstumsorientierten
Politik dienen. Allerdings müssen dafür die
europäischen Instrumente (Binnenmarkt-
strategie, Grundzüge der Wirtschaftspolitik,
beschäftigungspolitischen Leitlinien)
ineinander greifen und den Zielen der Lissa-
bon-Strategie verpflichtet sein. Dabei muss
die Wettbewerbsfähigkeit zu mehr und bes-
seren Arbeitsplätzen, einem größeren sozia-
len Zusammenhalt und nachhaltiger Ent-
wicklung beitragen.
Die Strategie für den europäischen Binnen-
markt versucht, Wachstumserfolge nahezu
ausschließlich durch Maßnahmen der Libe-
ralisierung der Märkte zu erzielen. Indessen
wurde bereits wiederholt gezeigt, dass die
Wachstums- und Beschäftigungseffekte
nicht annähernd in jenem Ausmaß eingetre-
ten sind, das die Kommission zunächst pro-
phezeit hat. Der Grund dafür sind weniger
Defizite bei der Umsetzung einzelner Har-
monisierungsvorhaben, sondern der Mangel
an einer flankierenden wachstums- und be-
schäftigungsorientierten makro-ökonomi-
schen Politik. Auch bei einer vollständigen
Umsetzung der Binnenmarktstrategie wer-
den Wachstumserfolge ausbleiben, solange
das Vertrauen der europäischen Verbrau-
cherinnen und Verbraucher erschüttert ist
und wirtschaftsstimulierende Ausgaben un-
terbleiben.
Im Mittelpunkt der Strategie für den europä-
ischen Binnenmarkt für Waren und Dienst-
leistungen sollte daher die Harmonisierung
des Schutzes für Arbeitnehmer, Verbraucher
und Umwelt durch die Festlegung von euro-
päischen Mindeststandards stehen. Die Al-
ternative wäre ein „Regime-Shopping“ euro-
päischer Unternehmen hin zu den jeweils
schwächsten Schutzniveaus, das zu Arbeits-
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    In den 1990er Jahren wurden
schrittweise wirtschaftspolitische Kompe-
tenzen ganz oder teilweise auf die europäi-
sche Ebene verlagert. Dies betrifft
insbesondere die Außenhandelspolitik, die
Wettbewerbs- und Beihilfepolitik und die
Währungspolitik, sofern die Mitgliedstaaten
der Europäischen Währungsunion (EWU)
beigetreten sind. Die verteilten Zuständig-
keiten in wichtigen Fragen der Wirtschafts-
politik machen eine funktionierende wirt-
schaftspolitische Koordinierung unter allen
Beteiligten erforderlich.
Ausgangspunkt wirtschaftspolitischer Koor-
dinierung in der EU waren die  sogenannten
Grundzüge der Wirtschaftspolitik (BEPG), die
seit 1993 jährlich durch den Rat der Europäi-
schen Finanzminister (ECOFIN) beschlossen
werden. Weiterentwickelt wurden die BEPGs
durch speziellere Verfahren, die mit ihnen in
Einklang stehen sollen. Dazu zählen der Sta-

bilitäts- und Wachstumspakt zur Steuerung
der Haushaltspolitik, die beschäftigungspo-
litischen Leitlinien für den Arbeitsmarkt (Lu-
xemburg-Prozess), der Cardiff Prozess zur Re-
form der Waren- und Kapitalmärkte und
schließlich der Makroökonomische Dialog
(Köln-Prozess). Der Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt hat dabei den verbindlichsten
Charakter, da er im Unterschied zu den ande-
ren genannten Koordinierungsprozessen
konkrete Sanktionen vorsieht. Auf dem Gip-
fel der europäischen Staats- und Regie-
rungschefs wurden diese und andere Pro-
zesse im Rahmen der Lissabon-Strategie auf
eine gemeinsame Plattform gestellt. Ziel der
Europäischen Union ist es demnach, bis
2010 zum dynamischsten und wettbewerbs-
fähigsten Wirtschaftsraum der Welt zu wer-
den.
Durch die Verlagerung der Außenhandels-
und Geldpolitik auf die europäische Ebene

und die gegenseitigen Verpflichtungen im
Bereich der Fiskalpolitik verfügt kein Staat in
Europa mehr über die alleinige Möglichkeit,
die wichtigsten makroökonomischen Para-
meter alleine zu bestimmen. Statt dessen
werden die Rahmenbedingungen für
Wachstum und Beschäftigung von einer
Vielzahl von Akteuren auf europäischer und
nationaler Ebene beeinflusst. Fraglich sind
dabei zwei Dinge: Zum einen, ob das Zusam-
menspiel der verschiedenen Regulierungs-
instrumente und -ebenen dem Grad der
wirtschaftlichen Verflechtung in Europa an-
gemessen ist. Zum anderen, ob die zur Verfü-
gung stehenden Instrumente so eingesetzt
werden, dass sie tatsächlich zur Schaffung
von mehr Beschäftigung in Europa beitra-
gen.
Wie viel Koordination ist möglich und nötig ?
Auch wenn die Notwendigkeit verstärkter
wirtschaftspolitischer Koordinierung in der
EU offensichtlich ist, sind Ausmaß und Mittel
der Koordination nur schwer zu bestimmen.
Ausgehend von der gemeinsamen Währung
rücken bei der Betrachtung zunächst die
geldpolitischen Interdependenzen in den
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damit die öffentlichen Haushalte atmen
können. Außerdem müssen öffentliche In-
vestitionen in die Infrastruktur – einschließ-
lich Bildung und Qualifizierung sowie For-
schung und Entwicklung – bei der Bestim-
mung des Defizits besonders gewertet wer-
den.
Zudem muss Europa in der Steuerpolitik
endlich vorankommen. Ein Steuersenkungs-
wettbewerb ist mit einer qualitätsorientier-
ten Wettbewerbsstrategie nicht vereinbar.
Wenn hier Fortschritte in der Gesamt-EU
nicht möglich sind, sollte über eine Harmoni-
sierung in der Euro-Zone nachgedacht wer-
den, wie es die Spinelli-Gruppe fordert (Vor-
schlag der Spinelli-Gruppe für ein Programm
der SPE für eine wirtschaftliche und soziale
Regierungsführung. Die Spinelli-Gruppe um-
fasst Europaabgeordnete der SPE-Fraktion).
Eine koordinierte Wirtschaftspolitik ist not-
wendig
Mit der Wirtschafts- und Währungsunion hat
die Koordination der verschiedenen wirt-
schaftspolitischen Akteure (Regierungen,
EZB, Sozialpartner) und relevanten Politikbe-
reiche (Wirtschafts-, Finanz-, Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik) wegen der Verteilung von

Verantwortung auf die beiden Ebenen, EU
und Mitgliedsstaaten, erheblich an Bedeu-
tung gewonnen.
Daher muss zum einen der makroökono-
mische Dialog dringend aufgewertet wer-
den. Er ist das einzige Gremium, das alle
wirtschafts- und beschäftigungspolitisch
verantwortlichen Akteure – außer dem EP
– an einen Tisch bringt mit dem Ziel eines
offenen Dialoges darüber, wie ein span-
nungsfreier wachstums- und beschäfti-
gungsfördernder Policy-Mix in der EU am
besten erreicht werden kann (siehe auch
Artikel von Sebastian Jobelius in diesem
Heft). Zum anderen muss die Zusammen-
arbeit der verschiedenen Ratsformationen
intensiviert werden. Insbesondere eine en-
gere Verzahnung des Rates der Wirt-
schafts- und Finanzminister mit dem Rat
für Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesund-
heit und Verbraucherschutz wäre hier er-
forderlich. Eine solche verbesserte Koordi-
nierung würde die Kompetenzen der Mit-
gliedsstaaten und das geltende Subsidiari-
tätsprinzip nicht berühren. Vielmehr wür-
de dadurch erreicht, dass divergierende
nationale Politiken stärker auf die gemein-

samen Ziele von Lissabon ausgerichtet
würden.
Dabei müssen sich die europäischen Regie-
rungen allerdings an den europäischen Zie-
len messen lassen. Gemeinsame Anstren-
gungen in bestimmten Bereichen, können
eine höhere Wirkung entfalten, als isolierte
nationalstaatliche Maßnahmen. Ein Beispiel
ist das beim Europäischen Rat von Barcelona
vereinbarte Ziel, wonach jährlich 3% des BIP
jedes Mitgliedsstaates in Forschung und Ent-
wicklung investiert werden sollen. Dieses
Ziel wird aber nicht allein durch Aufforde-
rungen an die Wirtschaft, ihre Investitionen
in Forschung und Entwicklung zu erhöhen,
erreicht werden. Auch die öffentlichen Aus-
gaben müssen in diesem Bereich angeho-
ben werden. Um Europa auf die „high road“
einer qualitätsorientierten Wettbewerbs-
strategie zu führen und damit das soziale Eu-
ropa zu sichern, muss das Thema Innovation
ernsthaft, mit einem umfassenden Ansatz
und langem Atem angegangen werden.
Dabei kann mehr erreicht werden, wenn ein
koordiniertes Vorgehen in Europa vereinbart
und umgesetzt wird. Die europäische Chan-
ce muss genutzt werden. spw  2 / 2004
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